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Der Handelmit rechtswidrig erlangten digitalen Identitäten nimmt stetig zu. Nach einer Meldung des Bundestags (hib-Meldung)

vom 19.8.2013 will der Bundesrat dieser Entwicklung nun durch die Einführung eines neuen Straftatbestands der Datenhehlerei

entgegenwirken. Ein Gesetzentwurf (17/14362) zielt auf die effiziente Bekämpfung der organisierten Cyberkriminalität. Er ver-

weist auf das vom Verfassungsgericht formulierte „Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informa-

tionstechnischer Systeme“, das in besonderemMaße geschützt werdenmüsse; bislang werde aber die Weitergabe illegal erlang-

ter Daten nur in Teilbereichen von bestehenden Strafnormen erfasst. Der neue Straftatbestand der Datenhehlerei – so die hib-

Meldung vom 19.8.2013 – soll bei Daten greifen, an deren „Nichtweiterverwendung ein schutzwürdiges Interesse besteht und

die nicht aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können“. Der Gesetzentwurf zielt auch auf eine Erhöhung

des Strafrahmens für das Ausspähen und Abfangen von Daten, sofern dahinter eine Bereicherungs- oder Schädigungsabsicht

steht. Nach den Ausführungen der hib-Meldung begrüßt die Regierung im Prinzip die Initiative der Länderkammer, sieht jedoch

bei Details noch Prüfungsbedarf. In einer Stellungnahme wird etwa auf das Problem des Umgangs der Finanzbehörden mit

„Steuer-CD“ aufmerksam gemacht. Nach dem Willen des Bundesrats sollen Aktivitäten von Amtsträgern dann nicht unter den

Straftatbestand der Hehlerei fallen, „wenn diese in Erfüllung gesetzlicher Pflichten handeln bzw. die Daten ausschließlich in

einem Besteuerungs-, Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren verwertet werden“.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
Amtliche Leitsätze
BGH: Vorlage zur Vorabentscheidung an

den EuGH – Calciumcarbid-Kartell

Dem EuGH werden gemäß Art. 267 Abs. 1 und 3

AEUV folgende die Auslegung des Unionsrechts

betreffenden Fragen zur Vorabentscheidung

vorgelegt:

1. Muss die Kommission in einer Entscheidung,

mit der sie wegen eines Verstoßes gegen

Art. 101 AEUV eine Geldbuße gegen mehrere

natürliche oder juristische Personen als Gesamt-

schuldner verhängt, auch eine abschließende

Regelung zu der Frage treffen, in welchem Ver-

hältnis die Geldbuße intern auf die einzelnen

Gesamtschuldner aufzuteilen ist?

2. Für den Fall, dass Frage 1 zu bejahen ist:

a) Ist eine Entscheidung der Kommission, die

keine ausdrückliche Anordnung zur Verteilung

im Innenverhältnis enthält, dahin auszulegen,

dass die Geldbuße intern von allen Gesamt-

schuldnern zu gleichen Teilen zu tragen ist?

b) Für den Fall, dass Frage 2 a) zu verneinen ist:

Kann die Entscheidungslücke, die entsteht,

wenn die Kommission die Verteilung der Geld-

buße im Innenverhältnis nicht regelt, durch die

Gerichte der Mitgliedstaaten geschlossen wer-

den, ohne dass es einer ergänzenden Entschei-

dung der Kommission bedarf?

3. Für den Fall, dass Frage 1 zu verneinen oder

Frage 2 b) zu bejahen ist:

Enthält das Unionsrecht Vorgaben zu der Frage,

wie die Geldbuße im Innenverhältnis auf die Ge-

samtschuldner zu verteilen ist?

4. Für den Fall, dass Frage 1 oder Frage 3 zu be-

jahen ist:

Kann ein Gesamtschuldner, der die Geldbuße

ganz oder teilweise gezahlt hat, Ausgleichsan-

sprüche gegen die anderen Gesamtschuldner

schon geltend machen, bevor eine rechtskräfti-

ge Entscheidung über ein gegen die Festsetzung

der Geldbuße eingelegtes Rechtsmittel ergan-

gen ist?

BGH, Beschluss vom 9.7.2013 – KZR 15/12

Volltext:BB-ONLINE BBL2013-2049-1

unterwww.betriebs-berater.de
BGH: Markenfähigkeit „variabler Marken“ –

Variable Bildmarke

Den Anforderungen an ein Zeichen im Sinne

von Art. 2 MarkenRL, § 3 Abs. 1 MarkenG genügt

es nicht, wenn sich der Gegenstand einer An-

meldung auf eine Vielzahl unterschiedlicher Er-

scheinungsformen erstrecken können soll und

er deshalb nicht hinreichend bestimmt ist. Des-

halb fehlt „variable Marken“, mit denen Schutz

für eine abstrakt unbestimmte Zahl unterschied-

licher Erscheinungsformen oder allgemeiner Ge-

staltungsprinzipien beansprucht wird, die für

eine Eintragung erforderliche Markenfähigkeit.

BGH, Beschluss vom 6.2.2013 – I ZB 85/11

Volltext:BB-ONLINE BBL2013-2049-2

unterwww.betriebs-berater.de
BGH: Haftung eines auch eigene Anteile

an der Gesellschaft haltenden

Treuhandkommanditisten

a) Ein Treuhandkommanditist, der auch eigene

Anteile an der Gesellschaft hält, haftet bei einer

VerletzungderAufklärungspflicht gegenüberden

Anlagegesellschaftern wie ein Gründungsgesell-

schafter. Ein Verschulden eines Verhandlungsge-

hilfen ist ihmnach§ 278BGBzuzurechnen.

b) Vorstrafen der mit der Verwaltung des Vermö-

gens einer Anlagegesellschaft betrauten Person

sind jedenfalls dann zu offenbaren, wenn die ab-

geurteilten Straftaten nach Art und Schwere ge-

eignet sind, ein Vertrauen der Anleger in die Zu-

verlässigkeit der betreffenden Person zu er-

schüttern.

BGH, Urteil vom 9.7.2013 – II ZR 9/12

Volltext:BB-ONLINE BBL2013-2049-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Rückzahlung eines Gesellschafters

zur Wiederherstellung der ursprünglichen

Vermögenslage der Gesellschaft

a) Zahlt ein Gesellschafter, dem im letzten Jahr

vor dem Eröffnungsantrag von der Gesellschaft

Darlehen zurückgewährt worden sind, die erhal-

tenen Beträge an die Gesellschaft zurück, um

die ursprüngliche Vermögenslage der Gesell-

schaft wiederherzustellen, entfällt die mit der

Rückgewährung eingetretene objektive Gläubi-

gerbenachteiligung; erfolgt die Rückzahlung auf

ein im Soll geführtes Konto der Gesellschaft bei

einer Bank, für das der Gesellschafter eine Si-

cherheit bestellt hat oder als Bürge haftet, kann

die Rückführung des Saldos gemäß § 135 Abs. 2

InsO anfechtbar sein.

b) Führt die Gesellschaft durch die Zahlung des

Gesellschafters auf das debitorische Konto das

besicherte Drittdarlehen nur teilweise zurück

und kann der Gesellschafter weiterhin aus der

von ihm bestellten Sicherheit von der Bank in An-

spruch genommen werden, darf die Summe aus

dem Anfechtungsanspruch nach § 135 Abs. 2 In-

sO und der fortbestehenden Verpflichtung des

Gesellschafters aus der Sicherheit den Höchstbe-

trag der eingegangenen Sicherheitsverpflichtun-

gen des Gesellschafters nicht übersteigen.

BGH, Vers.Urteil vom 4.7.2013 – IX ZR 229/12

Volltext:BB-ONLINE BBL2013-2049-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Einstufung eines selbständigen

Handelsvertreters als Einfirmenvertreter

kraft Vertrags

a) Ein selbständiger Handelsvertreter, demverbo-

ten ist, für Konkurrenzunternehmer tätig zu sein,

unddereineanderweitige Tätigkeit frühestens21

Tage nach Eingang seiner Anzeige und Vorlage
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